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Antrag 186/I/2025 AGMigration und Vielfalt LDK

Menschenrechte sind unverhandelbar

Beschluss: Annahme

Die SPD lehnt weitere Verschärfungen in der Migrationspolitik ab. Wir bekräftigen:

 

• Keine Zurückweisungen von Schutzsuchenden an der Grenze trotz Asylgesuche, was gegen die Genfer Flüchtlingskon-

vention und das Grundrecht auf Asyl verstößt.

• KeineAusweitungvonAbschiebungen, insbesondere inKrisenländerwieAfghanistanundSyrien, trotz der dortigenMen-

schenrechtslage.

• Keine erweitertenMöglichkeiten der Ausbürgerung. Dadurchwerden die Rechte von Eingebürgerten eingeschränkt und

insbesondere Doppelstaatler:innen zu Deutschen zweiter Klasse gemacht.

 

Die SPD setzt sich dafür ein, dass das individuelle Recht auf Asyl nicht weiter ausgehöhlt wird. Abschottung, Abschreckung

und Entrechtung dürfen keine Grundlage für Migrationspolitik sein.

 

Stattdessen fordern wir die sozialdemokratischen Mitglieder der Regierung und des Parlaments ausdrücklich auf:

 

• Faire und rechtsstaatliche Asylverfahren weiterhin in Deutschland zu gewährleisten.

• Für einfachenZugang zu Sprachkursen, BildungundArbeit als Grundlage für gelingende Integrationweiterhin zu sorgen.

• Den uneingeschränkten Erhalt und die Ausweitung des Familiennachzugs für Geflüchtetemit subsidiärem Schutz zu ga-

rantieren. Familien gehören zusammen, und der Nachzug von Angehörigen ist essenziell für Integration und psychische

Stabilität.

 

Um die Vereinbarkeit migrationspolitischer Entscheidungenmit den Grundwerten der SPD sicherzustellen, wird ein jährlicher

Bericht eingeführt, der allen Parteigliederungen zugänglich ist. Diese Berichte sind von der SPD oder einer von ihr benannten

Sachverständigen zu erstellen. Sie enthalten eine Analyse der aktuellenmigrationspolitischen Lage, eine Bewertung geplanter

MaßnahmensowieeinePrüfung, inwieweit diesemitMenschenrechtenundhumanitärenVerpflichtungen, beispielsweise aus

Völkerrechtsabkommen, im Einklang stehen.

 

 

 

Überweisen an
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